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Ihre Vertragsunterlagen zum Einschluss der 
Sonderbedingungen für die modifizierte Beitragszahlung MBZ.flex (unisex) 

 
• Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 

• Sonderbedingungen für die modifizierte Beitragszahlung MBZ.flex 

 

im Rahmen der Einzelversicherung zusätzlich 

• Widerrufsbelehrung zur Vollversicherung (VG 311) 

• Verbraucherinformation Vollversicherung (VG 322) 

 

im Rahmen der Gruppenversicherung zusätzlich 

• Widerrufsbelehrung zur Vollversicherung (VG 313) 

• Verbraucherinformation Vollversicherung (VG 323) 
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Private Krankenversicherung  
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten 

Stand Juni 2023  

Hallesche Krankenversicherung aG 
Deutschland 

Sonderbedingungen MBZ.flex 

 
Sie erhalten in diesem Informationsblatt einen Überblick über Ihren Versicherungsschutz. Aussagen, die sich nur auf einen bestimmten Tarif 
beziehen, ist die Tarifbezeichnung vorangestellt; alle anderen Aussagen betreffen alle Tarife. Diese Informationen sind nicht abschlie-
ßend. Einzelheiten Ihres Versicherungsvertrags erhalten Sie von uns in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) sowie eventuell 
sonstigen getroffenen Vereinbarungen. Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch. 
 
Um welche Art von Versicherung handelt es sich? 
modifizierte Beitragszahlung, mit der die Beiträge im Alter gesenkt werden 
 

 
Was ist versichert? 
MBZ.flex: 
 Beitragsermäßigung mit flexiblem Beginn zwischen dem 

62. und 72. Lebensjahr 

 
 

Was ist nicht versichert? 
MBZ.flex: 
 Die Sonderbedingungen sehen außer der Beitragsermä-

ßigung keine weiteren Leistungen vor. 

 

 
Gibt es Deckungsbeschränkungen? 
MBZ.flex: 
! Die Sonderbedingungen sehen außer der Beitragsermä-

ßigung keine weiteren Leistungen vor. 

 

 
Wo bin ich versichert? 
 Es gelten die Bestimmungen der zugrunde liegenden Krankheitskostenvollversicherung. 

 

 
Welche Verpflichtungen habe ich? 
… vor Vertragsschluss 
• Beantworten Sie unsere Fragen im Rahmen der Antragstellung oder Angebotsanforderung wahrheitsgemäß. Fehlende, falsche 

oder bagatellisierte Angaben können dazu führen, dass wir vom Vertrag zurücktreten, den Vertrag kündigen oder eine nachträgli-
che Anpassung des Vertrags vornehmen. Detaillierte Informationen zur vorvertraglichen Anzeigepflicht finden Sie im Abschnitt 
„Hinweis auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung“ des jeweiligen Antrags/Vertragsangebots. 

 
… während der Vertragslaufzeit 
• Informieren Sie uns bitte, wenn Sie den Abschluss oder die Erhöhung eines gleichartigen Versicherungsschutzes bei einer anderen 

privaten Versicherung planen. 
• Kommen Sie Ihren Pflichten während der Vertragslaufzeit nicht nach, kann dies zu einer teilweisen oder vollständigen Leistungs-

kürzung führen. In der Zusatz- und Pflegeversicherung kann es sogar zu einer Kündigung des Vertrages kommen. 
 
… bei Eintritt des Versicherungsfalls 
• Bei offenen Fragen zum Versicherungsfall sind Sie zu jeder Auskunft verpflichtet, die wir zur Feststellung unserer Leistungs-

verpflichtung benötigen. Dazu zählt auch je nach Tarif die Vorlage von Rechnungen, Rezepten und Bescheinigungen. 

 

 
Wann und wie zahle ich? 
• Sie müssen den ersten Beitrag spätestens am Tag des vereinbarten Versicherungsbeginns zahlen. Wird der Vertrag nach Versiche-

rungsbeginn geschlossen, ist der erste Beitrag mit Vertragsschluss fällig. Die darauf folgenden Beiträge sind je nach vereinbarter 
Zahlungsweise (z.B. monatlich oder jährlich) zum ersten des jeweiligen Monats fällig. 

• Wird der erste oder folgende Beitrag durch Ihr Verschulden nicht rechtzeitig bezahlt, kann dies zum Ruhen Ihres Versicherungs-
schutzes führen, soweit Sie mit diesem Versicherungsverhältnis die Pflicht zur Versicherung erfüllen (Vollversicherung). Ansonsten 
kann es sogar zum vollständigen Verlust Ihres Versicherungsschutzes kommen. 

 

 
Wann beginnt und endet die Deckung? 
• Die Sonderbedingungen sehen außer der Beitragsermäßigung keine weiteren Leistungen vor. 
• Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

Mit dem Ende der Krankheitskostenvollversicherung enden auch die Sonderbedingungen MBZ.flex. 

 

 
Wie kann ich den Vertrag kündigen? 
• Sie können den Vertrag mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende jedes Versicherungsjahres kündigen. Nach Vertragsbeginn ist dies 

erstmals nach Ablauf der Mindestvertragsdauer von 2 Jahren möglich. 
• Erhöhen sich die Beiträge, können Sie innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der Änderungsmitteilung außerordentlich kündigen. 
• Eine Kündigung bedarf der Textform und ist an die Hallesche zu richten. 
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Sonderbedingungen für die modifizierte Beitragszahlung 
(MBZ.flex) 

Fassung Januar 2023 
 

Wesentliche Merkmale der MBZ.flex 

Beitragsermäßigung 

 flexibel wählbar zwischen dem 62. und 
72. Lebensjahr 

 

1. Abschlussfähigkeit 

Die MBZ.flex kann von allen Personen bis Eintrittsal-
ter 59 abgeschlossen werden, für die beim Versiche-
rer gleichzeitig die Aufnahme in eine substitutive 
Krankheitskostenversicherung erfolgt oder eine 
substitutive Krankheitskostenversicherung besteht. 

2. Beginn der vereinbarten 
Beitragsermäßigung aus der MBZ.flex 

Die MBZ.flex führt zu einer vereinbarten Beitragser-
mäßigung auf den Beitrag zur Krankheitskostenver-
sicherung. Sie beginnt in dem Jahr, in dem die versi-
cherte Person das 67. Lebensjahr vollendet, und 
zwar immer ab dem ursprünglichen Beginnmonat 
der MBZ.flex. Dies gilt auch dann, wenn von der 
nachfolgend beschriebenen Möglichkeit eines ab-
weichenden Beginnjahres Gebrauch gemacht wird. 

Solange die Beitragsermäßigung noch nicht wirk-
sam geworden ist, kann ein späteres Beginnjahr be-
antragt werden. Die Beitragsermäßigung muss spä-
testens in dem Jahr beginnen, in dem die versi-
cherte Person das 72. Lebensjahr vollendet. 

Darüber hinaus kann der Beginn der vereinbarten 
Beitragsermäßigung bis zu dem Jahr vorgezogen 
werden, in dem die versicherte Person das 62. Le-
bensjahr vollendet. Voraussetzung ist, dass der Bei-
trag der MBZ.flex mindestens 5 volle Jahre bezahlt 
wurde. 

Ein späterer Beginn führt zu einer Erhöhung, ein vor-
zeitiger Beginn zu einer Verminderung der verein-
barten Beitragsermäßigung. Das Nähere regeln die 
technischen Berechnungsgrundlagen. Der Antrag 
auf einen späteren bzw. vorzeitigen Beginn kann 
einmalig und nicht rückwirkend ab dem Jahr gestellt 
werden, in dem die versicherte Person das 61. Le-

bensjahr vollendet, sofern noch keine Beitragsfrei-
stellung gemäß Nummer 4.2.3 gewählt wurde. 

3. Höhe der Beitragsermäßigung aus 
der MBZ.flex 

3.1 Vereinbarung der Beitragsermäßigung 

Die Beitragsermäßigung kann in Vielfachen von 5 € 
vereinbart werden. Eine Erhöhung ebenfalls in Viel-
fachen von 5 € ist bis zum Ablauf des Jahres möglich, 
in dem die versicherte Person das 59. Lebensjahr 
vollendet. Die vereinbarte Beitragsermäßigung ist 
bei Abschluss/Änderung betragsmäßig begrenzt: 
sie darf höchstens 100% des zu diesem Zeitpunkt zu 
zahlenden monatlichen Beitrages zur substitutiven 
Krankheitskostenversicherung zuzüglich des dafür 
erforderlichen MBZ.flex-Beitrages betragen. 

3.2 Höhe der Beitragsermäßigung ab Beginn der 
Beitragsermäßigung 

Erwirtschaftet der Versicherer im Zusammenhang 
mit der MBZ.flex Zinsüberschüsse, wird die versi-
cherte Person an diesen nach anerkannten versiche-
rungsmathematischen Berechnungsgrundsätzen 
und nach gesetzlichen Vorgaben in der Form betei-
ligt, dass die Mehrprämien oder Teile der Mehrprä-
mien aus Prämienerhöhungen in der MBZ.flex ab Al-
ter 65 unbefristet finanziert werden bzw. die verein-
barte Beitragsermäßigung ab Alter 67 erhöht wird. 
Dabei darf die vereinbarte Beitragsermäßigung ein-
schließlich der verwendeten Überschüsse den mo-
natlichen Beitrag zur Krankheitskostenversicherung 
(inkl. des Beitragsanteils für MBZ.flex) maximal auf 
0 € senken. Würde die Beitragsermäßigung rechne-
risch zu einer Unterschreitung dieses Betrages füh-
ren, wird die Beitragsermäßigung entsprechend re-
duziert. Eine Auszahlung des Differenzbeitrages ist 
ausgeschlossen. Die hierdurch nicht verwendbaren 
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Mittel werden zurückgestellt und bei nachfolgen-
den Anpassungen verwendet. 

4. Änderungen in der MBZ.flex 

4.1 Änderung des Versicherungsschutzes in der 
Krankheitskostenversicherung 

Die Beitragsermäßigung wird entsprechend den Re-
gelungen in den technischen Berechnungsgrundla-
gen auf den geänderten Versicherungsschutz über-
tragen. Dabei gilt: 

4.1.1 Beendigung der substitutiven 
Krankheitskostenversicherung 

Endet die substitutive Krankheitskostenversiche-
rung, wird die MBZ.flex in Verbindung mit einer 
beim Versicherer anderweitig bestehenden unbe-
fristeten Krankheitskostenversicherung, bei der die 
Prämie nach Art Lebensversicherung berechnet 
wird, beitragsfrei weitergeführt. Die vereinbarte 
Beitragsermäßigung vermindert sich dadurch auf 
höchstens 100% des zu diesem Zeitpunkt zu zahlen-
den monatlichen Beitrags zur Krankheitskostenver-
sicherung und beginnt immer in dem Jahr, in dem 
die versicherte Person das 67. Lebensjahr vollendet. 

Besteht beim Versicherer im unmittelbaren An-
schluss an das Ende der substitutiven Krankheits-
kostenversicherung keine anderweitige Krankheits-
kostenversicherung gilt Nummer 6. 

4.1.2 Änderung vor Beginn der 
Beitragsermäßigung 

Übersteigt die Beitragsermäßigung 100% des nach 
Änderung des Versicherungsschutzes gültigen Bei-
trags zur substitutiven Krankheitskostenversiche-
rung (inkl. MBZ.flex-Beitrag), wird die Beitragsermä-
ßigung entsprechend reduziert. Die dabei nicht ver-
wendbaren Mittel werden zurückgestellt und erhö-
hen die vereinbarte Beitragsermäßigung ab Alter 67 
nach Maßgabe der Nummer 3.2, Sätze 2 bis 4. 

4.1.3 Änderung nach Beginn der 
Beitragsermäßigung 

Übersteigt die vereinbarte Beitragsermäßigung in-
klusive der verwendeten Überschüsse den neuen 
monatlichen Beitrag zur Krankheitskostenversiche-
rung (inkl. MBZ.flex-Beitrag), so wird die Beitragser-
mäßigung entsprechend reduziert. Die hierdurch 
nicht verwendbaren Mittel werden zurückgestellt 
und bei nachfolgenden Anpassungen verwendet. 

4.2 Änderung der MBZ.flex durch den 
Versicherungsnehmer 

Vor Beginn der Beitragsermäßigung können mit ei-
ner Frist von einem Monat zum Ende des Monats 
entsprechend den Regelungen in den technischen 
Berechnungsgrundlagen folgende Änderungen vor-
genommen werden: 

4.2.1 Erhöhung der Beitragsermäßigung 

Eine Erhöhung der vereinbarten Beitragsermäßi-
gung ist nach Maßgabe der Nummer 3.1 möglich. 

4.2.2 Reduzierung der Beitragsermäßigung 

Die Beitragsermäßigung kann reduziert werden. Da-
bei darf die vereinbarte Beitragsermäßigung 10 € 
nicht unterschreiten. Die bei der Reduzierung der 
Beitragsermäßigung nicht verwendbaren Mittel 
werden zurückgestellt und erhöhen die vereinbarte 
Beitragsermäßigung ab Alter 67 nach Maßgabe der 
Nummer 3.2, Sätze 2 bis 4. 

4.2.3 Beitragsfreistellung 

Eine Beitragsfreistellung ist unter der Vorausset-
zung möglich, dass der Beitrag der MBZ.flex mindes-
tens 5 volle Jahre bezahlt wurde. Dieser Antrag 
kann spätestens in dem Jahr gestellt werden, in dem 
die versicherte Person das 60. Lebensjahr vollendet. 
Die vereinbarte Beitragsermäßigung vermindert 
sich dadurch und beginnt immer in dem Jahr, in dem 
die versicherte Person das 67. Lebensjahr vollendet. 

5. Kündigung der MBZ.flex 

Der Versicherungsnehmer kann die MBZ.flex mit ei-
ner Frist von einem Monat zum Ende des Monats 
kündigen. Die Kündigung kann auf einzelne Perso-
nen beschränkt werden. Mit der Kündigung endet 
der Anspruch auf Beitragsermäßigung. Sofern beim 
Versicherer noch eine substitutive Krankheitskos-
tenversicherung besteht, ist anstelle der Kündigung 
eine Reduzierung der Beitragsermäßigung oder 
eine Beitragsfreistellung bei Vorliegen der Voraus-
setzungen der Nummern 4.2.2 und 4.2.3 möglich. 

6. Beendigung 

Mit Beendigung der Krankheitskostenversicherung 
der versicherten Person endet auch der Anspruch 
auf die Beitragsermäßigung aus der MBZ.flex. 
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7. Beitragsanpassung 

Auf der Grundlage der Regelungen des § 8b der 
Musterbedingungen für die Krankheitskostenversi-
cherung und der dazugehörigen Tarifbedingungen 
kann der Beitrag der MBZ.flex überprüft und – mit 
Zustimmung des Treuhänders – angepasst werden. 
Werden die Beiträge der MBZ.flex nach Beitragsfrei-
stellung angepasst, verändert sich die errechnete 
Beitragsermäßigung entsprechend. 

8. Beitragszahlung 

Der Beitrag ist über die gesamte Vertragsdauer zu 
entrichten, d.h. auch nach Beginn der Beitragsermä-
ßigung. 

 

 

 

 

 

 

 

 



Widerrufsbelehrung 
zur Vollversicherung

Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen. 

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen�

• der Versicherungsschein,�  
• �die Vertragsbestimmungen, �  

einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarifbestim-
mungen, 

• diese Belehrung, �  
• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, �  
• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform zugegangen sind. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Hallesche Krankenversicherung a. G.�  
Löffelstraße 34 – 38, 70597 Stuttgart (Degerloch)

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnum-
mer zu richten: 0711 6603-333

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie zu-
gestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum 
Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall 
einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/30 
des im Versicherungsschein ausgewiesenen monatlichen Gesamtbei-
trags pro Tag, an dem Versicherungsschutz bestand. Der Versicherer 
hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
Zugang des Widerrufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs
frist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leis-
tungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind.

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungsvertra-
ges wirksam ausgeübt, so sind Sie auch an einen mit dem Versiche-
rungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein 
zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem 
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versiche-
rers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwi-
schen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe 
darf weder vereinbart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrückli-
chen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Versicherer vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Abschnitt 2

Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen 
weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen 
werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt: 

Unterabschnitt 1

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stel-
len: 

  1.	die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über 
die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das 
Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die 
zugehörige Registernummer; 

  2.	die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere 
Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer 
und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereini-
gungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtig-
ten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form; 

  3.	die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

  4.	Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Ent-
schädigungsregelungen; Name und Anschrift des Garantiefonds sind 
anzugeben;

  5.	die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere 
Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versiche-
rers;

  6.	den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und 
sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln auszuweisen 
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versi-
cherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berech-
nung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

  7.	Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere 
zur Zahlungsweise der Prämien;

  8.	Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere 
über den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes 
sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den 
Antrag gebunden sein soll;

  9.	das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die 
Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und 
Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären 
ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen 
über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu 
zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertrags-
bestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen 
und deutlich gestalteten Form;

10.	a)	 Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
	 b)	Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

11.	Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den  
vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger  
Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche
rungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervor-
gehobenen und deutlich gestalteten Form;

12.	die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versi-
cherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des 
Versicherungsvertrags zugrunde legt;

13.	das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das 
auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

14.	die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem 
Unterabschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, 
sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit 
Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Laufzeit dieses 
Vertrags zu führen;

15.	einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Be- 
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die  
Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hin-
zuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

16.	Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Mög-
lichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.
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Unterabschnitt 2

Zusätzliche Informationspflichten 
bei dieser Krankenversicherung

Bei dieser Krankenversicherung hat der Versicherer Ihnen zusätzlich zu 
den oben genannten Informationen die folgenden Informationen zur Ver-
fügung zu stellen: 

  1.	Angaben in Euro zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten Kosten; 
dabei sind die einkalkulierten Abschlusskosten als einheitlicher 
Gesamtbetrag und die übrigen einkalkulierten Kosten als Anteil der 
Jahresprämie unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen; bei 
den übrigen einkalkulierten Kosten sind die einkalkulierten Verwal-
tungskosten zusätzlich gesondert als Anteil der Jahresprämie unter 
Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;

  2.	Angaben in Euro zu möglichen sonstigen Kosten, insbesondere zu 
Kosten, die einmalig oder aus besonderem Anlass entstehen können;

  3.	Angaben über die Auswirkungen steigender Krankheitskosten auf die 
zukünftige Beitragsentwicklung;

  4.	Hinweise auf die Möglichkeiten zur Beitragsbegrenzung im Alter, ins-
besondere auf die Möglichkeiten eines Wechsels in den Basistarif oder 
in andere Tarife gemäß § 204 des Versicherungsvertragsgesetzes und 
der Vereinbarung von Leistungsausschlüssen sowie auf die Möglich-
keit einer Prämienminderung gemäß § 152 Absatz 3 und 4 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes;

  5.	einen Hinweis, dass ein Wechsel von der privaten in die gesetzliche 
Krankenversicherung in fortgeschrittenem Alter in der Regel ausge-
schlossen ist;

  6.	einen Hinweis, dass ein Wechsel innerhalb der privaten Krankenversi-
cherung in fortgeschrittenem Alter mit höheren Beiträgen verbunden 
sein kann und gegebenenfalls auf einen Wechsel in den Basistarif 
beschränkt ist;

  7.	eine Übersicht in Euro über die Beitragsentwicklung im Zeitraum der 
dem Angebot vorangehenden zehn Jahre; anzugeben ist, welcher 
monatliche Beitrag in den dem Angebot vorangehenden zehn Jahren 
jeweils zu entrichten gewesen wäre, wenn der Versicherungsvertrag 
zum damaligen Zeitpunkt von einer Person gleichen Geschlechts wie 
Sie mit Eintrittsalter von 35 Jahren abgeschlossen worden wäre; 
besteht der angebotene Tarif noch nicht seit zehn Jahren, so ist auf 
den Zeitpunkt der Einführung des Tarifs abzustellen, und es ist darauf 
hinzuweisen, dass die Aussagekraft der Übersicht wegen der kurzen 
Zeit, die seit der Einführung des Tarifs vergangen ist, begrenzt ist; 
ergänzend ist die Entwicklung eines vergleichbaren Tarifs, der bereits 
seit zehn Jahren besteht, darzustellen. 
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Ihr Vertragspartner – die Hallesche 

Sie schließen Ihren Versicherungsvertrag mit der Hallesche 
Private Krankenversicherung, in der Rechtsform des Versiche-
rungsvereins auf Gegenseitigkeit, mit Sitz in Stuttgart.

Unsere Hauptgeschäftstätigkeit ist der Betrieb der privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung in allen Arten.

Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart  
(Handelsregisternummer 2686)

Hausanschrift und ladungsfähige Anschrift

Hallesche Krankenversicherung a. G. 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
Löffelstraße 34 – 38 
70597 Stuttgart (Degerloch)

Vorstandsvorsitzender: Christoph Bohn

Postanschrift

Hallesche Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit 
70166 Stuttgart

Sie erreichen uns per Telefon, Fax, E-Mail und im Internet

Telefon: 0711 6603-6603, Fax: 0711 6603-333,  
E-Mail: service@hallesche.de, Internet: www.hallesche.de

Sicherungsfonds

Die Hallesche gehört dem Sicherungsfonds der privaten 
Krankenversicherer an, der zum Schutz der Ansprüche unserer 
Versicherungsnehmer und sonstiger aus dem Versicherungs
vertrag begünstigter Personen dient.  
Die Postanschrift lautet: Medicator AG, Gustav-Heinemann-
Ufer 74c, 50968 Köln.

Aufsichtsbehörde

Die für uns zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht, Sektor Versicherungs
aufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

Wesentliche Merkmale Ihrer Versicherung

Für die Versicherung gelten die gültigen Versicherungs
bedingungen der von Ihnen gewählten Tarife:
•  �Der Tarif (sowie ggf. Sonderbedingungen) beschreibt die 

Versicherungsleistungen im Detail.
•  �Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) ergänzen 

die tariflichen Regelungen.

Die wesentlichen Merkmale Ihrer Versicherungsleistung lesen 
Sie auf der ersten Seite des Tarifs, die genauen vertraglichen 
Inhalte im Tarif und in den AVB unter „Gegenstand, Umfang 
und Geltungsbereich des Versicherungsschutzes“, „Umfang  
der Leistungspflicht“ und „Einschränkung der Leistungspflicht“.

Die Versicherungsleistungen stehen Ihnen zu, sobald wir die 
notwendigen Erhebungen zu Ihrem Versicherungsfall abge-
schlossen haben. Unsere Leistungspflicht ist erfüllt, wenn die 
Überweisung auf dem Konto des Versicherungsnehmers oder 

einer empfangsberechtigten Person gutgeschrieben wird. Die 
genauen Vereinbarungen zur Fälligkeit der Versicherungsleis-
tungen finden Sie in den AVB unter „Auszahlung der Versiche-
rungsleistungen“.

Gesamtpreis Ihrer Versicherung

Den Gesamtpreis für Ihre Versicherung lesen Sie auf dem 
Antrag beziehungsweise auf dem Ihrem Vertragsangebot bei-
gefügten Versicherungsschein. Darüber hinaus fallen keine 
zusätzlichen Kosten, Steuern oder Gebühren an. Der Beitrag 
auf Ihrem Versicherungsschein kann vom Antrag abweichen, 
wenn dieser beispielsweise auf dem Antrag falsch angegeben 
wurde. Einen möglichen Risikozuschlag vereinbaren wir in einer 
gesonderten schriftlichen Erklärung mit Ihnen. Liegt Ihnen 
bereits ein Vertragsangebot der Hallesche vor, ist dieser, 
soweit erforderlich, schon berücksichtigt. 

Beitragszahlung

Ihr Beitrag wird vom Versicherungsbeginn an berechnet.  
Für welchen Zahlungsweg (Lastschriftverfahren oder Über
weisung) und welche Zahlungsweise (monatlich, viertel-  
oder halbjährlich, jährlich) Sie sich entscheiden, können Sie auf 
Ihrem Antrag vermerken bzw. haben Sie uns bereits in Ihrer 
Angebotsanforderung mitgeteilt.

Die erste Zahlung ist spätestens bis zum Tag des vereinbarten 
Versicherungsbeginns fällig.
Bitte beachten Sie: Bei der kurzfristigen Auslandsreisekranken-
versicherung ist jeweils der gesamte Jahres- bzw. Einmal
beitrag fällig, und es ist nur das Lastschriftverfahren möglich.  
Die genauen Regelungen zur Fälligkeit des Versicherungs
beitrages lesen Sie in den AVB unter „Beitragszahlung“.

Zustandekommen Ihres Versicherungsvertrages

Es gibt zwei Möglichkeiten, wie Sie Ihren Versicherungsvertrag 
mit uns schließen:
1.	� Sie haben alle vertragsrelevanten Unterlagen vor Antrags-

stellung erhalten oder ausdrücklich darauf verzichtet?  
Ihr Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald Sie von 
uns eine schriftliche Annahmeerklärung oder Ihren Versi-
cherungsschein erhalten.

2.	� Sie haben bei der Hallesche eine Angebotsanforderung 
gestellt und danach ein Vertragsangebot erhalten?  
Ihr Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald Sie die 
Annahmeerklärung und die Empfangsbestätigung unter-
schreiben und fristgerecht sowie ohne Änderungen an die 
Hallesche zurücksenden. Entscheidend ist das Datum des 
Eingangs Ihrer Annahmeerklärung bei der Hallesche.

Beginn Ihres Versicherungsschutzes

Versicherungsschutz besteht zu dem im Antrag/Vertragsange-
bot genannten Versicherungsbeginn, jedoch nicht bevor der 
Versicherungsvertrag wirksam zustande gekommen ist und 
nicht vor Ablauf von in den AVB vorgesehenen Wartezeiten.

Verbraucherinformation
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Für Versicherungsfälle, die vor Beginn des Versicherungsschut-
zes eingetreten sind, wird insgesamt nicht geleistet, es sei 
denn, die Versicherungsfälle treten nach dem Vertragsschluss, 
aber noch vor dem Versicherungsbeginn ein.  
Diese Versicherungsfälle sind nicht insgesamt, sondern nur für 
den Teil von der Leistungspflicht ausgeschlossen, der in den 
Zeitraum zwischen Vertragsschluss und Versicherungsbeginn 
oder Wartezeiten fällt.

Für Neugeborene beginnt der Versicherungsschutz ohne Warte- 
zeiten unmittelbar nach Vollendung der Geburt – vorbehaltlich 
der fristgerechten Anmeldung und weiterer in den AVB 
genannten Voraussetzungen. 

Weitere Informationen zum Beginn des Versicherungsschutzes 
lesen Sie in den AVB unter „Beginn des Versicherungsschutzes“ 
und, soweit vorgesehen, unter „Wartezeiten“.

Vertragslaufzeit und Möglichkeiten einer Vertragsbeendigung

Ihr Versicherungsvertrag ist unbefristet. Ausnahmen gibt es in 
den Ausbildungs-, Auslands- und Optionstarifen, sowie in Tarif 
plus.U und in der Krankentagegeldversicherung. Die Ausnahmen 
sind in den jeweiligen Versicherungsbedingungen geregelt.

Die Möglichkeiten einer Vertragsbeendigung, insbesondere die 
vertraglichen Kündigungsbedingungen, lesen Sie in den AVB 
unter „Sonstige Beendigungsgründe“, „Kündigung durch den 
Versicherungsnehmer“, „Folgen von Obliegenheitsverletzungen“ 
und „Kündigung durch den Versicherer“. Im letztgenannten Kapi-
tel ist auch festgeschrieben, welche Mindestvertragsdauer gilt. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit zur fristlosen Kündi-
gung des Vertrags aus wichtigem Grund (bspw. Betrug) nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften. 

Der Versicherer ist im Falle einer vorvertraglichen Anzeige
pflichtverletzung berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder 
zu kündigen. Im Falle einer arglistigen Täuschung bei Vertrags-
schluss kann der Versicherer außerdem den Versicherungsver-
trag anfechten.

Im Falle des Rücktritts wegen Nichtzahlung des Erstbeitrages 
berechnet der Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr 
von derzeit 75 €.

Die Kündigung gegenüber dem Versicherer bedarf der Text-
form und ist an die Hallesche Krankenversicherung zu richten.

Vertragssprache, anwendbares Recht, Gerichtsstand

Die Sprache für das Vertragsverhältnis und für die Kommunika-
tion während der Vertragslaufzeit ist Deutsch, sofern nichts 
anderes vereinbart wurde. Auf Ihren Versicherungsvertrag ist 
deutsches Recht anwendbar. Den Gerichtsstand lesen Sie in 
den AVB unter „Gerichtsstand“.

Beschwerdemöglichkeiten

Sollte es einmal zu Unstimmigkeiten kommen, lassen Sie uns 
dies bitte wissen. Wir finden gerne eine gemeinsame Lösung 
mit Ihnen. 

Hallesche Service-Telefon: 0711 6603-6603, Fax: 0711 6603-333,  
E-Mail: service@hallesche.de

Sie können daneben aber auch kostenfrei eine außergericht
liche Streitschlichtung in Anspruch nehmen. 

Außergerichtliche Streitbeilegung

Die Hallesche Krankenversicherung a. G. nimmt am Schlich-
tungsverfahren der Verbraucherschlichtungsstelle „OMBUDS-
MANN Private Kranken- und Pflegeversicherung“ teil, die Sie 
wie folgt erreichen können:

OMBUDSMANN Private Kranken- und Pflegeversicherung 
Postfach 06 02 22 
10052 Berlin 
Telefon: 0800 2550-444 (kostenfrei aus deutschen Telefonnetzen) 
Telefax: 030 2045-8931 
E-Mail: ombudsmann@pkv-ombudsmann.de 
Internet: www.pkv-ombudsmann.de 

Voraussetzung für das Schlichtungsverfahren beim Ombuds-
mann ist, dass 
•  �bereits eine Stellungnahme der Hallesche Krankenversiche-

rung a. G. vorliegt und 
•  �die Streitigkeit nicht bereits beigelegt ist und
•  �der Wert des Streitgegenstands mindestens 50 € beträgt und 
•  �der Anspruch nicht bereits verjährt ist und sich der Versiche-

rer auf die Verjährung beruft und 
•  ��nicht bereits ein Verfahren bei einer anderen Verbraucher-

schlichtungsstelle anhängig ist oder war und 
•  �der Vorgang noch nicht an ein Gericht weitergeleitet wurde, 

es sei denn, das Gericht hat zur Durchführung des Schlich-
tungsverfahrens beim Ombudsmann das Ruhen des Verfah-
rens angeordnet, und 

•  �kein vom Gericht wegen Aussichtslosigkeit der Rechtsverfol-
gung abgewiesener Prozesskostenhilfeantrag vorliegt.

Der Antrag zur Einleitung des Schlichtungsverfahrens ist in 
Textform beim Ombudsmann einzureichen.

Wenn Sie Ihren Vertrag online, beispielsweise über unsere 
Internetseite, abgeschlossen haben, steht Ihnen die von der 
Europäischen Kommission eingerichtete Plattform zur Online-
Streitbeilegung zur Verfügung. Die Plattform ist unter folgen-
dem Link zu erreichen: http://ec.europa.eu/consumers/odr/

Sie können sich außerdem an unsere Aufsichtsbehörde 
wenden:  
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Sektor Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn

Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt in 
jedem Fall erhalten.
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Zusatzinformation für die sub-
stitutive Krankenversicherung 
(Krankheitskostenvoll- und 
Krankentagegeldversicherung)

Krankheitskosten und Beitragsentwicklung

Das Qualitätsmerkmal „Preis-Leistungs-Verhältnis“ wird bei uns 
durch eine hohe Beitragsstabilität unterstrichen. So fielen Bei-
tragsanpassungen in den vergangenen Jahren im Marktver-
gleich moderat aus. 
So moderat sie auch ausfallen: Beitragsanpassungen sind auf 
den ersten Blick nicht erfreulich. Und doch sind sie erforderlich, 
wenn man sich vor Augen hält, dass
•  �Deutschland eines der besten, aber auch eines der teuersten 

Gesundheitssysteme der Welt hat.
•  �der medizinische Fortschritt immer mehr ermöglicht, aber 

auch mehr kostet. 
•  �sich mit diesem Fortschritt auch Ihr Versicherungsschutz 

erweitert.
•  �die Lebenserwartung – erfreulicherweise – immer weiter steigt.

Wir können die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen nicht 
unmittelbar beeinflussen.  
Um aber die Auswirkungen auf Ihren Beitrag abzumildern, setzt 
die Hallesche erhebliche finanzielle Mittel ein.

Möglichkeiten und Maßnahmen zur Beitragsbegrenzung im 
Alter

Dank des Kapitaldeckungsverfahrens werden vom ersten Tag 
an Alterungsrückstellungen für die Versicherten gebildet. Diese 
werden für das Alter angelegt und ermöglichen Entlastungen 
des Beitrags. Darüber hinaus gibt es viele weitere Möglichkeiten 
zur Beitragsbegrenzung im Alter:
•  �Mit der modifizierten Beitrags-Zahlung MBZflex der Hallesche 

können Sie in eigener Regie Ihren Beitrag im Alter für die 
Krankenversicherung senken. Das Prinzip ist einfach: Heute 
etwas mehr zahlen, dafür im Alter weniger.

•  �In der Vollversicherung wird zwischen dem 21. bis zum 60. Lebens- 
jahr ein gesetzlich vorgeschriebener Zuschlag in Höhe von 
10% erhoben, der in die Alterungsrückstellungen fließt. Ab 
Alter 65 werden damit Beitragsanpassungen abgemildert.

•  �Die durch die Alterungsrückstellungen erzielten Zinsen werden 
den Versicherten gutgeschrieben (zusätzliche Zuschreibung) 
und tragen ebenso zur Abmilderung von Beitragsanpassun-
gen bei. 

•  �Das Krankentagegeld entfällt mit Ende der Berufstätigkeit. 
Dadurch sinkt die Beitragshöhe automatisch.

•  �Beim Rentenversicherungs-Träger kann ein Zuschuss zum Bei-
trag beantragt werden. Dieser beträgt die Hälfte des durch-
schnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der GKV auf die 
gesetzliche Rente, maximal der Hälfte des tatsächlich zu zah-
lenden Beitrags.

•  �Sie können Ihren Beitrag auch über einen Tarifwechsel 
beispielsweise in eine höhere Selbstbehaltstufe verringern. 

Darüber hinaus bietet die Hallesche den brancheneinheit- 
lichen Basistarif an. Dieser Grundschutz ist auf das Niveau der 

gesetzlichen Krankenversicherung begrenzt. Der Beitrag ent-
spricht maximal dem Höchstbeitrag der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Bei Hilfebedürftigkeit kann der Beitrag 
im Basistarif halbiert werden. 

Die Entscheidung für den Basistarif sollte nur in bestimmten 
Ausnahmefällen getroffen werden. In den Basistarif können 
versicherte Personen dann wechseln, wenn der Abschluss der 
Krankheitskostenvollversicherung bei der Hallesche ab dem 
01.01.2009 erfolgte oder die versicherte Person das 55. Lebens
jahr vollendet hat. Unter bestimmten Voraussetzungen können 
auch Personen unter 55 Jahren in den Basistarif wechseln, 
wenn sie z.B. eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
beziehen oder hilfebedürftig sind.

Daneben bietet die Hallesche für vor dem 01.01.2009 abge-
schlossene Verträge weiterhin den brancheneinheitlichen 
Standardtarif an. Der Beitrag ist begrenzt auf den Höchstbei-
trag in der gesetzlichen Krankenversicherung. Die versicherten 
Personen können u. a. dann in den Standardtarif wechseln, 
wenn sie das 65. Lebensjahr vollendet haben und über eine 
Vorversicherungszeit von mindestens 10 Jahren in einer substi
tutiven Krankenversicherung verfügen.

Wechselmöglichkeiten in die GKV

Ein Wechsel von der privaten in die gesetzliche Krankenver
sicherung ist begrenzt möglich, bspw. bei Aufnahme eines 
Arbeitsverhältnisses unterhalb der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
oder bei Eintritt von Arbeitslosigkeit. Ab dem 55. Lebensjahr ist 
der Wechsel in der Regel ausgeschlossen. 

Wechselmöglichkeit zu einer anderen privaten Kranken
versicherung

Ein Wechsel innerhalb der privaten Krankenversicherung kann 
besonders im fortgeschrittenen Alter mit höheren Beiträgen 
verbunden sein. Gegebenenfalls ist ein Wechsel auf den Basis-
tarif beschränkt.

Die Abschlusskosten Ihres Versicherungsvertrags

Für die substitutive Krankenversicherung (Krankheitskosten-
Vollversicherung und ggf. eine dazu vereinbarte Krankentage-
geldversicherung) finden Sie Informationen zu den Abschluss-
kosten sowie den übrigen in die Prämie einkalkulierten Kosten 
auf dem beiliegenden Produktinformationsblatt. Darüber hin-
aus entstehen für Sie keine sonstigen Kosten. 

Prämienzuschlag für Nichtversicherte

Seit 1. Januar 2009 muss jede Person mit Wohnsitz in Deutsch-
land krankenversichert sein.  
Wird diese Pflicht nicht erfüllt, ist für die Zeit der Nichtversiche-
rung zusätzlich zum Beitrag ein einmaliger Zuschlag zu entrich-
ten. Bitte lesen Sie die Einzelheiten in den AVB unter „Beitrags-
zahlung“. Die Höhe des etwaigen Prämienzuschlags teilen wir 
Ihnen gesondert mit.

Beitragsentwicklung

Für die substitutive Krankenversicherung (Krankheitskosten-
Vollversicherung und ggf. eine dazu vereinbarte Krankentage-
geldversicherung) finden Sie die Beitragsentwicklung auf dem 
beiliegenden Informationsblatt.



Hallesche 
Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit

VG 322 – 09.24 
Seite 4 von 4

Informationsblatt der  
Bundesanstalt für Finanz
dienstleistungsaufsicht
In der Presse und in der Öffentlichkeit werden im Zusammen-
hang mit der privaten und gesetzlichen Krankenversicherung 
Begriffe gebraucht, die erklärungsbedürftig sind. Dieses Infor
mationsblatt will Ihnen die Prinzipien der gesetzlichen und 
privaten Krankenversicherung kurz erläutern.

1. Prinzipien der gesetzlichen Krankenversicherung

In der gesetzlichen Krankenversicherung besteht das Solidaritäts
prinzip. Dies bedeutet, dass die Höhe des Beitrages nicht in 
erster Linie vom im Wesentlichen gesetzlich festgelegten Leis-
tungsumfang, sondern von der nach bestimmten Pauschal
regeln ermittelten individuellen Leistungsfähigkeit des versi-
cherten Mitglieds abhängt. Die Beiträge werden regelmäßig  
als Prozentsatz des Einkommens bemessen.

Weiterhin wird das Versicherungsentgelt im Umlageverfahren 
erhoben. Dies bedeutet, dass alle Aufwendungen im Kalender-
jahr durch die in diesem Jahr eingehenden Beiträge gedeckt 
werden. Außer einer gesetzlichen Rücklage werden keine wei-
teren Rückstellungen gebildet.

Unter bestimmten Voraussetzungen sind Ehegatten und Kinder 
beitragsfrei mitversichert.

2. Prinzipien der privaten Krankenversicherung

In der privaten Krankenversicherung ist für jede versicherte 
Person ein eigener Beitrag zu zahlen. Die Höhe des Beitrages 
richtet sich nach dem Alter und nach dem Gesundheitszustand 
der versicherten Person bei Vertragsabschluss sowie nach dem 
abgeschlossenen Tarif. Es werden nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen berechnete risikogerechte Beiträge 
erhoben.

Die altersbedingte höhere Inanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen wird durch eine Alterungsrückstellung berücksich-
tigt. Bei der Kalkulation wird unterstellt, dass sich die Kosten 
im Gesundheitswesen nicht erhöhen und die Beiträge nicht 
allein wegen des Älterwerdens des Versicherten steigen. Dieses 
Kalkulationsverfahren bezeichnet man als Anwartschaftsde-
ckungsverfahren oder Kapitaldeckungsverfahren.

Ein Wechsel des privaten Krankenversicherungsunternehmens 
ist in der Regel zum Ablauf des Versicherungsjahres möglich. 
Dabei ist zu beachten, dass für die Krankenversicherer – mit 
Ausnahme der Versicherung im Basistarif – keine Annahme
verpflichtung besteht, der neue Versicherer wiederum eine 
Gesundheitsprüfung durchführt und die Beiträge zum dann 
erreichten Alter erhoben werden. Ein Teil der kalkulierten Alte-
rungsrückstellung kann an den neuen Versicherer übertragen 
werden1. Der übrige Teil kann bei Abschluss eines Zusatztarifes 
auf dessen Prämie angerechnet werden; andernfalls verbleibt 
er bei dem bisherigen Versichertenkollektiv. Eine Rückkehr in 
die gesetzliche Krankenversicherung ist in der Regel, insbeson-
dere im Alter, ausgeschlossen. 

1 �Waren Sie bereits vor dem 01.01.2009 privat krankenversi-
chert, gelten für Sie Sonderregelungen. Bitte informieren Sie 
sich ggf. gesondert über diese Regelungen.



Widerrufsbelehrung 
zur Vollversicherung

Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen. 

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen�

• die Versicherungsbestätigung,�  
• �die Vertragsbestimmungen, �  

einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Ver­
sicherungsbedingungen, diese wiederum einschließlich der Tarifbestim­
mungen, 

• diese Belehrung, �  
• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, �  
• �und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen – sofern 

und soweit diese Informationen nach der Art des Gruppenversiche-
rungsvertrages möglich sind –  

jeweils in Textform zugegangen sind. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Hallesche Krankenversicherung a. G.�  
Löffelstraße 34 – 38, 70597 Stuttgart (Degerloch)

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnum-
mer zu richten: 0711 6603-333

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und der Versicherer hat Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie zuge-
stimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wider-
rufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang 
des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehal-
ten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/30 des in der 
Versicherungsbestätigung ausgewiesenen monatlichen Gesamtbei-
trags pro Tag, an dem Versicherungsschutz bestand. Der Versicherer 
hat zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
Zugang des Widerrufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs
frist, so hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leis-
tungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind.

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungsvertra-
ges wirksam ausgeübt, so sind Sie auch an einen mit dem Versiche-
rungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein 
zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem 
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versiche-
rers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwi-
schen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe 
darf weder vereinbart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrückli-
chen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Versicherer vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Abschnitt 2

Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen 
weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen 
werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt: 

Unterabschnitt 1

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stel­
len: 

  1.	die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die 
der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das 
Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die 
zugehörige Registernummer; 

  2.	(sofern eine Betreuung durch einen Third Party Administrator erfolgt) die 
Identität einer Vertreterin oder eines Vertreters des Versicherers in dem 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union, in dem Sie Ihren Wohnsitz 
haben, wenn es eine solche Vertreterin oder einen solchen Vertreter 
gibt, oder die Identität einer anderen gewerblich tätigen Person als dem 
Versicherer, wenn Sie mit dieser geschäftlich zu tun haben, und die 
Eigenschaft, in der diese Person gegenüber Ihnen tätig wird;

  3.	a)	 die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere An­-
schrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und 
Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigun­
gen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; 
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich 
gestalteten Form; 

	 b)	 (sofern eine Betreuung durch einen Third Party Administrator erfolgt) 
jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen einer 
Vertreterin oder einem Vertreter des Versicherers oder einer anderen 
gewerblich tätigen Person gemäß Nummer 2 und Ihnen maßgeblich ist, 
bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch 
den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemei­
nen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen 
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

  4.	die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

  5.	Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder anderer Ent­
schädigungsregelungen; Name und Anschrift des Garantiefonds sind 
anzugeben;

  6.	die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere 
Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versiche­
rers;

  7.	den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und 
sonstigen Preisbestandteile, wobei die Prämien einzeln auszuweisen 
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versi­
cherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berech­
nung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

  8.	Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere 
zur Zahlungsweise der Prämien;

  9.	Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere 
über den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes 
sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den 
Antrag gebunden sein soll;

10.	das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die 
Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und 
Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären 
ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen 
über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu 
zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertrags­
bestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedin­
gungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen 
und deutlich gestalteten Form;

11.	a)	 Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
	 b)	Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;
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12.	Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den  
vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger  
Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervor­
gehobenen und deutlich gestalteten Form;

13.	die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versi­
cherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des 
Versicherungsvertrags zugrunde legt;

14.	das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das 
auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

15.	die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem 
Unterabschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, 
sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit 
Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Laufzeit dieses 
Vertrags zu führen;

16.	einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Be- 
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die  
Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hin­
zuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

17.	Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Mög­
lichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Unterabschnitt 2

Zusätzliche Informationspflichten 
bei dieser Krankenversicherung

Bei dieser Krankenversicherung hat der Versicherer Ihnen zusätzlich zu 
den oben genannten Informationen die folgenden Informationen zur Ver­
fügung zu stellen: 

  1.	Angaben in Euro zur Höhe der in die Prämie einkalkulierten Kosten; 
dabei sind die einkalkulierten Abschlusskosten als einheitlicher 
Gesamtbetrag und die übrigen einkalkulierten Kosten als Anteil der 
Jahresprämie unter Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen; bei 
den übrigen einkalkulierten Kosten sind die einkalkulierten Verwal­
tungskosten zusätzlich gesondert als Anteil der Jahresprämie unter 
Angabe der jeweiligen Laufzeit auszuweisen;

  2.	Angaben in Euro zu möglichen sonstigen Kosten, insbesondere zu 
Kosten, die einmalig oder aus besonderem Anlass entstehen können;

  3.	Angaben über die Auswirkungen steigender Krankheitskosten auf die 
zukünftige Beitragsentwicklung;

  4.	Hinweise auf die Möglichkeiten zur Beitragsbegrenzung im Alter, ins­
besondere auf die Möglichkeiten eines Wechsels in den Basistarif oder 
in andere Tarife gemäß § 204 des Versicherungsvertragsgesetzes und 
der Vereinbarung von Leistungsausschlüssen sowie auf die Möglich­
keit einer Prämienminderung gemäß § 152 Absatz 3 und 4 des Versi­
cherungsaufsichtsgesetzes;

  5.	einen Hinweis, dass ein Wechsel von der privaten in die gesetzliche 
Krankenversicherung in fortgeschrittenem Alter in der Regel ausge­
schlossen ist;

  6.	einen Hinweis, dass ein Wechsel innerhalb der privaten Krankenversi­
cherung in fortgeschrittenem Alter mit höheren Beiträgen verbunden 
sein kann und gegebenenfalls auf einen Wechsel in den Basistarif 
beschränkt ist;

  7.	eine Übersicht in Euro über die Beitragsentwicklung im Zeitraum der 
dem Angebot vorangehenden zehn Jahre; anzugeben ist, welcher 
monatliche Beitrag in den dem Angebot vorangehenden zehn Jahren 
jeweils zu entrichten gewesen wäre, wenn der Versicherungsvertrag 
zum damaligen Zeitpunkt von einer Person gleichen Geschlechts wie 
Sie mit Eintrittsalter von 35 Jahren abgeschlossen worden wäre; 
besteht der angebotene Tarif noch nicht seit zehn Jahren, so ist auf 
den Zeitpunkt der Einführung des Tarifs abzustellen, und es ist darauf 
hinzuweisen, dass die Aussagekraft der Übersicht wegen der kurzen 
Zeit, die seit der Einführung des Tarifs vergangen ist, begrenzt ist; 
ergänzend ist die Entwicklung eines vergleichbaren Tarifs, der bereits 
seit zehn Jahren besteht, darzustellen. 

Ihre
Hallesche Krankenversicherung 
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Ihr Vertragspartner – die Hallesche 

Sie schließen Ihren Versicherungsvertrag mit der Hallesche 
Private Krankenversicherung, in der Rechtsform des Versiche-
rungsvereins auf Gegenseitigkeit, mit Sitz in Stuttgart.

Unsere Hauptgeschäftstätigkeit ist der Betrieb der privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung in allen Arten.

Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart  
(Handelsregisternummer 2686)

Hausanschrift und ladungsfähige Anschrift

Hallesche Krankenversicherung a. G. 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
Löffelstraße 34 – 38 
70597 Stuttgart (Degerloch)

Vorstandsvorsitzender: Christoph Bohn

Postanschrift

Hallesche Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit 
70166 Stuttgart

Sie erreichen uns per Telefon, Fax, E-Mail und im Internet

Telefon: 0711 6603-6603, Fax: 0711 6603-333,  
E-Mail: service@hallesche.de, Internet: www.hallesche.de

Sicherungsfonds

Die Hallesche gehört dem Sicherungsfonds der privaten 
Krankenversicherer an, der zum Schutz der Ansprüche unserer 
Versicherungsnehmer und sonstiger aus dem Versicherungs
vertrag begünstigter Personen dient. Die Postanschrift lautet: 
Medicator AG, Gustav-Heinemann-Ufer 74c, 50968 Köln.

Aufsichtsbehörde

Die für uns zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht, Sektor Versicherungs
aufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

Wesentliche Merkmale Ihrer Versicherung

Für die Versicherung gelten die gültigen Versicherungsbedin-
gungen der von Ihnen gewählten Tarife:
•  �Der Tarif (sowie ggf. Sonderbedingungen) beschreibt die 

Versicherungsleistungen im Detail.
•  �Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AVB) ergänzen 

die tariflichen Regelungen.
•  �Sind Zusatzbedingungen für die Gruppenversicherung verein-

bart, dann ergänzen oder ändern diese die jeweils gültigen AVB.

Die wesentlichen Merkmale Ihrer Versicherungsleistung lesen 
Sie auf der ersten Seite des Tarifs, die genauen vertraglichen 
Inhalte im Tarif und in den AVB unter „Gegenstand, Umfang 
und Geltungsbereich des Versicherungsschutzes“, „Umfang der 
Leistungspflicht“ und „Einschränkung der Leistungspflicht“ 
sowie in den Zusatzbedingungen für die Gruppenversicherung 
unter „Beteiligung am Gruppenversicherungsvertrag, Beginn 
und Umfang des Versicherungsschutzes“.

Die Versicherungsleistungen sind fällig, sobald die notwendi-
gen Erhebungen zu Ihrem Versicherungsfall abgeschlossen 
sind. Unsere Leistungspflicht ist erfüllt, wenn die Überweisung 
auf dem Konto des Versicherungsnehmers oder einer emp-
fangsberechtigten Person gutgeschrieben wird. Die genauen 
Vereinbarungen zur Fälligkeit der Versicherungsleistungen 
finden Sie in den AVB unter „Auszahlung der Versicherungsleis-
tungen“.

Gesamtpreis Ihrer Versicherung

Den Gesamtpreis für Ihre Versicherung lesen Sie auf der Anmel-
dung beziehungsweise auf der Ihrem Vertragsangebot beige-
fügten Versicherungsbestätigung. Darüber hinaus fallen keine 
zusätzlichen Kosten, Steuern oder Gebühren an. Der Beitrag 
auf Ihrer Versicherungsbestätigung kann von der Anmeldung 
abweichen, wenn dieser beispielsweise auf der Anmeldung 
falsch angegeben wurde. Einen möglichen Risikozuschlag ver-
einbaren wir in einer gesonderten schriftlichen Erklärung mit 
Ihnen. Liegt Ihnen bereits ein Vertragsangebot der Hallesche 
vor, ist dieser, soweit erforderlich, schon berücksichtigt. 

Beitragszahlung

Ihr Beitrag wird vom Versicherungsbeginn an berechnet. Für 
welchen Zahlungsweg (Lastschriftverfahren oder Überwei-
sung) und welche Zahlungsweise (monatlich, viertel- oder halb-
jährlich, jährlich) Sie sich entscheiden, können Sie auf Ihrer 
Anmeldung vermerken bzw. haben Sie uns bereits in Ihrer 
Angebotsanforderung mitgeteilt.

Die erste Zahlung ist spätestens bis zum Tag des vereinbarten 
Versicherungsbeginns fällig.
Bitte beachten Sie: Bei der kurzfristigen Auslandsreisekranken-
versicherung ist jeweils der gesamte Jahres- bzw. Einmalbei-
trag fällig, und es ist nur das Lastschriftverfahren möglich.  
Die genauen Regelungen zur Fälligkeit des Versicherungsbei-
trages lesen Sie in den AVB unter „Beitragszahlung“.

Zustandekommen Ihres Versicherungsvertrages

Es gibt zwei Möglichkeiten, wie Sie Ihren Versicherungsvertrag 
mit uns schließen:
1.	� Sie haben alle vertragsrelevanten Unterlagen vor Abgabe Ihrer 

Anmeldung erhalten oder ausdrücklich darauf verzichtet?  
Ihr Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald Sie von 
uns eine schriftliche Annahmeerklärung oder Ihre Versiche
rungsbestätigung erhalten. Die Hallesche verpflichtet sich, 
keine ordnungsgemäße Anmeldung zum Gruppenversiche-
rungsvertrag zurückzuweisen.

2.	� Sie haben bei der Hallesche eine Angebotsanforderung 
gestellt und danach ein Vertragsangebot erhalten?  
Ihr Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald Sie die 
Anmeldung (Annahmeerklärung) und die Empfangsbestäti-
gung unterschreiben und fristgerecht sowie ohne Änderun-
gen an die Hallesche zurücksenden. Entscheidend ist das 
Datum des Eingangs Ihrer Anmeldung (Annahmeerklärung) 
bei der Hallesche.

Verbraucherinformation
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Beginn Ihres Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Zugang der Anmel-
dung beim Versicherer, jedoch nicht vor dem in der Anmeldung 
genannten Zeitpunkt, nicht vor Ablauf eventueller Wartezeiten 
und nicht vor Beginn des dem Versicherungsverhältnis zugrunde 
liegenden Gruppenversicherungsvertrages. 
Abweichend hiervon kann der Versicherungsbeginn bis zu 
2 Monate vor Zugang der Anmeldung bei der Hallesche Kran-
kenversicherung liegen, wenn die AVB dies vorsehen.

Für Versicherungsfälle, die vor Beginn des Versicherungsschut-
zes eingetreten sind, wird insgesamt nicht geleistet, es sei 
denn, die Versicherungsfälle treten nach dem Vertragsschluss, 
aber noch vor dem Versicherungsbeginn ein.  
Diese Versicherungsfälle sind nicht insgesamt, sondern nur für 
den Teil von der Leistungspflicht ausgeschlossen, der in den 
Zeitraum zwischen Vertragsschluss und Versicherungsbeginn 
oder Wartezeiten fällt.

Für Neugeborene beginnt der Versicherungsschutz ohne 
Wartezeiten unmittelbar nach Vollendung der Geburt – vorbe-
haltlich der fristgerechten Anmeldung und weiterer in den AVB 
genannten Voraussetzungen. 

Weitere Informationen zum Beginn des Versicherungsschutzes 
lesen Sie in den AVB unter „Beginn des Versicherungsschutzes“ 
und, soweit vorgesehen, unter „Wartezeiten“ sowie – je nach 
gewähltem Tarif – im Kapitel „Gegenstand, Umfang und Gel-
tungsbereich des Versicherungsschutzes“ und in den Zusatzbe-
dingungen zum Gruppenversicherungsvertrag unter „Beteili-
gung am Gruppenversicherungsvertrag, Beginn und Umfang 
des Versicherungsschutzes“ und unter „Wartezeiten“.

Vertragslaufzeit und Möglichkeiten einer Vertragsbeendigung

Ihr Versicherungsvertrag ist unbefristet. Ausnahmen gibt es in 
den Ausbildungs-, Auslands- und Optionstarifen, sowie in Tarif 
plus.U und in der Krankentagegeldversicherung. Die Ausnahmen 
sind in den jeweiligen Versicherungsbedingungen geregelt.

Die Möglichkeiten einer Vertragsbeendigung, insbesondere die 
vertraglichen Kündigungsbedingungen, lesen Sie – je nach gewähl-
tem Tarif – in den AVB unter „Kündigung/Abmeldung durch den 
Versicherungsnehmer“, „Ende der Versicherung“, „Sonstige 
Beendigungsgründe“, „Weiterversicherung“, „Folgen von Oblie
genheitsverletzungen“ und „Kündigung durch den Versicherer“.  
Im letztgenannten Kapitel ist auch festgeschrieben, welche 
Mindestvertragsdauer gilt. In den Zusatzbedingungen zum 
Gruppenversicherungsvertrag finden Sie unter „Beendigungs
gründe des Versicherungsverhältnisses im Gruppenversiche
rungsvertrag“ und „Weiterversicherung“ weitere Regelungen 
zur Vertragsbeendigung. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit zur fristlosen Kündi-
gung des Vertrags aus wichtigem Grund (bspw. Betrug) nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften. 

Der Versicherer ist gemäß den gesetzlichen Vorgaben im Falle 
einer vorvertraglichen Anzeigepflichtverletzung berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten oder zu kündigen. Im Falle einer 
arglistigen Täuschung bei Vertragsschluss kann der Versicherer 
außerdem den Versicherungsvertrag anfechten.

Im Falle des Rücktritts wegen Nichtzahlung des Erstbeitrages 
berechnet der Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr 
von derzeit 75 €.

Die Kündigung gegenüber dem Versicherer bedarf der Text-
form und ist an die Hallesche Krankenversicherung zu richten.

Vertragssprache, anwendbares Recht, Gerichtsstand

Die Sprache für das Vertragsverhältnis und für die Kommuni
kation während der Vertragslaufzeit ist Deutsch, sofern nichts 
anderes vereinbart wurde. Auf Ihren Versicherungsvertrag  
ist deutsches Recht anwendbar. Den Gerichtsstand lesen Sie in 
den AVB unter „Gerichtsstand“.

Beschwerdemöglichkeiten

Sollte es einmal zu Unstimmigkeiten kommen, lassen Sie uns 
dies bitte wissen. Wir finden gerne eine gemeinsame Lösung 
mit Ihnen. 

Hallesche Service-Telefon: 0711 6603-6603, Fax: 0711 6603-333,  
E-Mail: service@hallesche.de

Sie können daneben aber auch kostenfrei eine außergericht
liche Streitschlichtung in Anspruch nehmen. 

Außergerichtliche Streitbeilegung

Die Hallesche Krankenversicherung a. G. nimmt am Schlichtungs
verfahren der Verbraucherschlichtungsstelle „OMBUDSMANN 
Private Kranken- und Pflegeversicherung“ teil, die Sie wie folgt 
erreichen können:

OMBUDSMANN Private Kranken- und Pflegeversicherung 
Postfach 06 02 22 
10052 Berlin 
Telefon: 0800 2550-444 (kostenfrei aus deutschen Telefon
netzen) 
Telefax: 030 2045-8931 
E-Mail: ombudsmann@pkv-ombudsmann.de 
Internet: www.pkv-ombudsmann.de 

Voraussetzung für das Schlichtungsverfahren beim Ombuds-
mann ist, dass 
•  �bereits eine Stellungnahme der Hallesche Krankenversiche-

rung a. G. vorliegt und 
•  �die Streitigkeit nicht bereits beigelegt ist und
•  �der Wert des Streitgegenstands mindestens 50 € beträgt und 
•  �der Anspruch nicht bereits verjährt ist und sich der Versiche-

rer auf die Verjährung beruft und 
•  �nicht bereits ein Verfahren bei einer anderen Verbraucher-

schlichtungsstelle anhängig ist oder war und 
•  ��der Vorgang noch nicht an ein Gericht weitergeleitet wurde, 

es sei denn, das Gericht hat zur Durchführung des Schlich-
tungsverfahrens beim Ombudsmann das Ruhen des Verfah-
rens angeordnet, und 

•  �kein vom Gericht wegen Aussichtslosigkeit der Rechtsverfol-
gung abgewiesener Prozesskostenhilfeantrag vorliegt.

Der Antrag zur Einleitung des Schlichtungsverfahrens ist in 
Textform beim Ombudsmann einzureichen.
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Wenn Sie Ihren Vertrag online, beispielsweise über unsere 
Internetseite, abgeschlossen haben, steht Ihnen die von der 
Europäischen Kommission eingerichtete Plattform zur Online-
Streitbeilegung zur Verfügung. Die Plattform ist unter folgen-
dem Link zu erreichen: http://ec.europa.eu/consumers/odr/

Sie können sich außerdem an unsere Aufsichtsbehörde wenden: 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Sektor Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn

Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt in 
jedem Fall erhalten.

Zusatzinformation für die sub-
stitutive Krankenversicherung 
(Krankheitskostenvoll- und 
Krankentagegeldversicherung)

Krankheitskosten und Beitragsentwicklung

Das Qualitätsmerkmal „Preis-Leistungs-Verhältnis“ wird bei uns 
durch eine hohe Beitragsstabilität unterstrichen. So fielen 
Beitragsanpassungen in den vergangenen Jahren im Markt
vergleich moderat aus. 
So moderat sie auch ausfallen: Beitragsanpassungen sind auf 
den ersten Blick nicht erfreulich. Und doch sind sie erforderlich, 
wenn man sich vor Augen hält, dass
•  �Deutschland eines der besten, aber auch eines der teuersten 

Gesundheitssysteme der Welt hat.
•  �der medizinische Fortschritt immer mehr ermöglicht, aber 

auch mehr kostet. 
•  �sich mit diesem Fortschritt auch Ihr Versicherungsschutz 

erweitert.
•  �die Lebenserwartung – erfreulicherweise – immer weiter 

steigt.

Wir können die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen nicht 
unmittelbar beeinflussen.  
Um aber die Auswirkungen auf Ihren Beitrag abzumildern, setzt 
die Hallesche erhebliche finanzielle Mittel ein.

Möglichkeiten und Maßnahmen zur Beitragsbegrenzung im 
Alter

Dank des Kapitaldeckungsverfahrens werden vom ersten Tag 
an Alterungsrückstellungen für die Versicherten gebildet. Diese 
werden für das Alter angelegt und ermöglichen Entlastungen 
des Beitrags. Darüber hinaus gibt es viele weitere Möglichkeiten 
zur Beitragsbegrenzung im Alter:
•  �Mit der modifizierten Beitrags-Zahlung MBZflex der Hallesche 

können Sie in eigener Regie Ihren Beitrag im Alter für die 
Krankenversicherung senken. Das Prinzip ist einfach: Heute 
etwas mehr zahlen, dafür im Alter weniger.

•  �In der Vollversicherung wird zwischen dem 21. bis zum 60. Lebens-
jahr ein gesetzlich vorgeschriebener Zuschlag in Höhe von 
10% erhoben, der in die Alterungsrückstellungen fließt. Ab 
Alter 65 werden damit Beitragsanpassungen abgemildert.

•  ��Die durch die Alterungsrückstellungen erzielten Zinsen werden 
den Versicherten gutgeschrieben (zusätzliche Zuschreibung) und 
tragen ebenso zur Abmilderung von Beitragsanpassungen bei. 

•  �Das Krankentagegeld entfällt mit Ende der Berufstätigkeit. 
Dadurch sinkt die Beitragshöhe automatisch.

•  �Beim Rentenversicherungs-Träger kann ein Zuschuss zum 
Beitrag beantragt werden. Dieser beträgt die Hälfte des 
durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der GKV auf 
die gesetzliche Rente, maximal der Hälfte des tatsächlich zu 
zahlenden Beitrags.

•  �Sie können Ihren Beitrag auch über einen Tarifwechsel bei-
spielsweise in eine höhere Selbstbehaltstufe verringern. 

Darüber hinaus bietet die Hallesche den brancheneinheitlichen 
Basistarif an. Dieser Grundschutz ist auf das Niveau der gesetz-
lichen Krankenversicherung begrenzt. Der Beitrag entspricht 
maximal dem Höchstbeitrag der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Bei Hilfebedürftigkeit kann der Beitrag im Basistarif hal-
biert werden. 

Die Entscheidung für den Basistarif sollte nur in bestimmten 
Ausnahmefällen getroffen werden. In den Basistarif können 
versicherte Personen dann wechseln, wenn der Abschluss der 
Krankheitskostenvollversicherung bei der Hallesche ab dem 
01.01.2009 erfolgte oder die versicherte Person das 55. Lebens
jahr vollendet hat. Unter bestimmten Voraussetzungen können 
auch Personen unter 55 Jahren in den Basistarif wechseln, 
wenn sie z.B. eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
beziehen oder hilfebedürftig sind.

Daneben bietet die Hallesche für vor dem 01.01.2009 abge-
schlossene Verträge weiterhin den brancheneinheitlichen Stan-
dardtarif an. Der Beitrag ist begrenzt auf den Höchstbeitrag in 
der gesetzlichen Krankenversicherung. Die versicherten Perso-
nen können u. a. dann in den Standardtarif wechseln, wenn sie 
das 65. Lebensjahr vollendet haben und über eine Vorversi
cherungszeit von mindestens 10 Jahren in einer substitutiven 
Krankenversicherung verfügen.

Wechselmöglichkeiten in die GKV

Ein Wechsel von der privaten in die gesetzliche Krankenversi-
cherung ist begrenzt möglich, bspw. bei Aufnahme eines 
Arbeitsverhältnisses unterhalb der Jahresarbeitsentgeltgrenze 
oder bei Eintritt von Arbeitslosigkeit. Ab dem 55. Lebensjahr ist 
der Wechsel in der Regel ausgeschlossen. 

Wechselmöglichkeit zu einer anderen privaten Kranken-
versicherung

Ein Wechsel innerhalb der privaten Krankenversicherung kann 
besonders im fortgeschrittenen Alter mit höheren Beiträgen 
verbunden sein. Gegebenenfalls ist ein Wechsel auf den Basis-
tarif beschränkt.

Die Abschlusskosten Ihres Versicherungsvertrags

Für die Vollversicherung finden Sie Informationen zu den 
Abschlusskosten sowie den übrigen in die Prämie einkalkulier-
ten Kosten auf dem beiliegenden Produktinformationsblatt. 
Darüber hinaus entstehen für Sie keine sonstigen Kosten. 
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Prämienzuschlag für Nichtversicherte

Seit 1. Januar 2009 muss jede Person mit Wohnsitz in Deutsch-
land krankenversichert sein.  
Wird diese Pflicht nicht erfüllt, ist für die Zeit der Nichtversiche-
rung zusätzlich zum Beitrag ein einmaliger Zuschlag zu entrich-
ten. Bitte lesen Sie die Einzelheiten in den AVB unter „Beitrags-
zahlung“. Die Höhe des etwaigen Prämienzuschlags teilen wir 
Ihnen gesondert mit.

Beitragsentwicklung

Für die Vollversicherung finden Sie die Beitragsentwicklung auf 
dem beiliegenden Informationsblatt.

Informationsblatt der  
Bundesanstalt für Finanz
dienstleistungsaufsicht
In der Presse und in der Öffentlichkeit werden im Zusammen-
hang mit der privaten und gesetzlichen Krankenversicherung 
Begriffe gebraucht, die erklärungsbedürftig sind. Dieses Infor
mationsblatt will Ihnen die Prinzipien der gesetzlichen und 
privaten Krankenversicherung kurz erläutern.

1. Prinzipien der gesetzlichen Krankenversicherung

In der gesetzlichen Krankenversicherung besteht das Solidaritäts
prinzip. Dies bedeutet, dass die Höhe des Beitrages nicht in erster 
Linie vom im Wesentlichen gesetzlich festgelegten Leistungs
umfang, sondern von der nach bestimmten Pauschalregeln 
ermittelten individuellen Leistungsfähigkeit des versicherten 
Mitglieds abhängt. Die Beiträge werden regelmäßig als Prozent-
satz des Einkommens bemessen.

Weiterhin wird das Versicherungsentgelt im Umlageverfahren 
erhoben. Dies bedeutet, dass alle Aufwendungen im Kalender-
jahr durch die in diesem Jahr eingehenden Beiträge gedeckt 
werden. Außer einer gesetzlichen Rücklage werden keine wei-
teren Rückstellungen gebildet.

Unter bestimmten Voraussetzungen sind Ehegatten und Kinder 
beitragsfrei mitversichert.

2. Prinzipien der privaten Krankenversicherung

In der privaten Krankenversicherung ist für jede versicherte 
Person ein eigener Beitrag zu zahlen. Die Höhe des Beitrages 
richtet sich nach dem Alter und nach dem Gesundheitszustand 
der versicherten Person bei Vertragsabschluss sowie nach dem 
abgeschlossenen Tarif. Es werden nach versicherungsmathema
tischen Grundsätzen berechnete risikogerechte Beiträge erhoben.

Die altersbedingte höhere Inanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen wird durch eine Alterungsrückstellung berücksichtigt. 
Bei der Kalkulation wird unterstellt, dass sich die Kosten im 
Gesundheitswesen nicht erhöhen und die Beiträge nicht allein 
wegen des Älterwerdens des Versicherten steigen. Dieses 
Kalkulationsverfahren bezeichnet man als Anwartschafts
deckungsverfahren oder Kapitaldeckungsverfahren.

Ein Wechsel des privaten Krankenversicherungsunternehmens 
ist in der Regel zum Ablauf des Versicherungsjahres möglich. 
Dabei ist zu beachten, dass für die Krankenversicherer – mit 
Ausnahme der Versicherung im Basistarif – keine Annahme
verpflichtung besteht, der neue Versicherer wiederum eine 
Gesundheitsprüfung durchführt und die Beiträge zum dann 
erreichten Alter erhoben werden. Ein Teil der kalkulierten Alte-
rungsrückstellung kann an den neuen Versicherer übertragen 
werden1. Der übrige Teil kann bei Abschluss eines Zusatztarifes 
auf dessen Prämie angerechnet werden; andernfalls verbleibt 
er bei dem bisherigen Versichertenkollektiv. Eine Rückkehr in 
die gesetzliche Krankenversicherung ist in der Regel, insbeson-
dere im Alter, ausgeschlossen. 

1 �Waren Sie bereits vor dem 01.01.2009 privat krankenversichert, 
gelten für Sie Sonderregelungen. Bitte informieren Sie sich 
ggf. gesondert über diese Regelungen.
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